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Sehr geehrter Frau Schneider, 

sehr geehrte Redaktion, 

ich bitte Sie um Berichterstattung über die folgende Stellungnahme. 

Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 

Danke und viele Grüße 

Jürgen Reincke 

1. Vorsitzender NABU Naturschutzbund Kaiserslautern und Umgebung 
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Stellungnahme zum Artikel „Es soll mehr 
gebaut werden“ in der RHEINPFALZ vom 
28.8.2020 
Berichtet wird über eine Wohnmarktanalyse des Instituts für Raumfor-

schung und Immobilienwirtschaft, die den Bedarf für mehr Neubau und 

mehr Immobilien für Kaiserslautern feststellt.  

Nicht überrascht hat uns dabei die Berichterstattung in der RHEINPFALZ, 

die wieder einmal im Titel den Bedarf weiterer Bebauung feststellt. Im 

Kommentar dazu wird von der Redakteurin Claudia Schneider kritisiert, 

„was auf der politischen Ebene seit ein paar Monaten abgeht. Dort wird quasi jedes 

Bauprojekt ausgebremst. Wenn es bei diesem Kurs bleibt und auch ein Runder Tisch 

Wohnungswirtschaft nicht in die Gänge kommt, hätte sich die Stadt das Geld für die 

Studie schenken können.“ Dabei kann dies zumindest hinterfragt, wenn nicht 

sogar in Frage gestellt werden. In der Studie steht keineswegs, dass wir 

neue Bebauung auf der „Grünen Wiese“ brauchen! So lautet in der Ana-

lyse eine Überschrift auf der ersten Seite: „Der Wohnungsmarkt zeigt sich weit-

gehend ausgeglichen“. Vielmehr beschreibt die Analyse einen Bedarf an 

Wohnungen in Mehrfamilienhäusern und nicht von Ein- und Zweifamili-

enhäusern in Neubaugebieten am Stadtrand. 

Aus Sicht der Wohn- und Immobilien- und Bauwirtschaft brauchen wir 

selbstverständlich neue Wohnungen und Wohnhäuser. Da verdienen sie 

ihr Geld. Die Wirtschaftsförderungsgesellschaft fordert kontinuierlich 

neue Industrie- und Gewerbegebiete. Das ist legitim. Ihre Aufgabe ist es 

Kaiserslautern als boomendes Oberzentrum, attraktiv für Neuansiedlun-

gen aller Unternehmensarten, darzustellen und die Wünsche von potenzi-

ellen Interessenten an die Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit zu tra-

gen. 

Aber es gibt auch andere, ebenfalls völlig richtige Interessen. Die Politik 

auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene hat schon lange festgestellt und 

beschlossen, dass die ungebremste Neuinanspruchnahme von Flächen ge-

stoppt werden muss. Etwa 60 Hektar, eine Fläche so groß wie 80 Fußball-

felder, gehen in Deutschland für Verkehrs- und Siedlungsfläche verloren – 

und zwar Tag für Tag. Von dem von der Bundesregierung im Jahr 2002 be-

schlossenen 30-Hektar-Ziel für das Jahr 2020 sind wir noch sehr weit ent-

fernt. Oberbürgermeister und der gesamte Stadtrat haben bereits 2009 ein-

stimmig die Teilnahme am Bundesprojekt REFINA (Reduktion von Flächen-

inanspruchnahme - Partnerschaften für eine nachhaltige Siedlungsent-

wicklung) beschlossen. Gerade die kreisfreie Stadt Kaiserslautern als Ober-

zentrum darf nicht weiter kommunale Kirchturmpolitik machen, sondern 

sollte stattdessen regionales Denken vorantreiben und das Zusammenge-

hen mit dem Landkreis anstreben. Ein Ausweisungswettbewerb der Stadt 
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und der Kommunen im Landkreis bringt uns als Region nicht zukunftsfä-

hig voran und beschert den nachkommenden Generationen zunehmende 

Infrastrukturkosten. 

Der Neubau von Wohngebäuden auf neu bebauten Flächen steht dem Kli-

maschutzkonzept Kaiserslauterns entgegen. Immer mehr Gebäude, stän-

dig wachsende Wohnfläche pro Bewohner, läuft den notwenigen Zielen 

der Energie- und Ressourceneinsparung zuwider. Dass es auch anders 

geht, hat die Bau-AG mit dem Projekt „Nils – Wohnen im Quartier“ im 

Goetheviertel in Kaiserslautern gezeigt. Durch ein innovatives, generatio-

nenübergreifendes und energetisch modernes und auch soziales Wohnpro-

jekt wurden kleine, in die Jahre gekommene Häuschen ersetzt und inner-

städtisch auf gleicher Fläche Wohnraum für deutlich mehr Menschen ge-

schaffen.  

Auch Anwohner haben legitime Interessen, dass ihr einst am Stadtrand 

gebautes Haus nicht mit einem Neubaugebiet umringt wird. Die jetzt un-

bebauten Flächen dienen als Naherholung oder zur Frischluftversor-

gung, manchmal bis in die Innenstadt. Unbebaute Flächen haben einen 

Wert für die Natur und sind wichtig für das Kleinklima und für die Ver-

sickerung der Niederschläge, insbesondere bei im Klimawandel zuneh-

menden Starkregenereignissen. Bereits seit Jahren hat die Stadt große 

Schwierigkeiten Flächen für standortnahe Kompensationsmaßnahmen 

für den Artenschutz und als Ausgleich für die Neuversiegelung zu fin-

den. 

So verwundert es nicht, wenn immer mehr Bürgerinnen und Bürger sich 

in mehr Bürgerinitiativen für Naturschutz und gegen neue Baugebiete en-

gagieren. Das sind keine Ökospinner oder Querulanten, sondern Men-

schen, die sich für eine lebenswerte Zukunft in Kaiserslautern einsetzen. 

Die von Kaiserslautern beauftragte Wohnmarktanalyse des Instituts für 

Raumforschung & Immobilienwirtschaft stellt zunächst den Status Quo 

fest und macht dann eine Wohnbedarfsanalyse, die auf einer regionali-

sierte Bevölkerungsprognose aufbaut. Dabei wird von einem unveränder-

ten Ressourcen- und Energieverbrauch ausgegangen, einem gesellschaftli-

chen „Weiter so“. Vermutlich war der Auftrag des beteiligten Referats 

Stadtentwicklung oder der Politik so. Dass wir aber nicht genauso weiter-

machen können, wenn wir die Ziele der der Begrenzung der Klimaerwär-

mung und der notwendigen Energiewendeschaffen wollen, wird in der 

Prognose nicht angesprochen. Auf die Prognose folgt noch ein Kapitel 

Handlungsempfehlungen, in dem daher ein Begrenzen oder gar Gegen-

steuern kaum enthalten ist. Dem beauftragten Büro ist dabei kein Vorwurf 

zu machen, denn sie haben sich sicher an den Auftrag gehalten. Leider 

geht es selbst in Kapiteln wie „Aktive Liegenschaftspolitik betreiben“, in 

denen der Verzicht auf neue Flächen naheliegend ist, nicht darum bebaute 

Grundstücke mit dichterer Bebauung und trotzdem attraktiv weiterzuent-

wickeln. Stattdessen wird hier nur ein Modell vorgestellt, mit dem nur die 
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Stadt selbst Bauland erwerben kann. So hätte auch ein Hinweis, dass die 

Stadt „freie Flächen“ sichern soll an dieser Stelle - wie zu Beginn der Ana-

lyse - erklären können, dass „neue Grundstücke und Gebäude erwerben 

und damit in eine aktive Liegenschaftspolitik einzusteigen“ sich auf ein 

Flächen-Recycling und innerstädtische Brachflächen konzentrieren sollte. 

Das auftraggebende Referat Stadtentwicklung und die Politik hätten den 

Auftrag allerdings auch anders fassen können, indem sie aufbauend auf 

dem heutigen Stand und der Bevölkerungsprognose ein Handlungskonzept 

ohne neue Bebauung auf bislang nicht bebauten Flächen beauftragt hät-

ten. 

Daher ist die folgende Passage auf Seite 51 beachtenswert: „Sollte sich bei-

spielsweise der Wohnungsleerstand von derzeit 7,5 % weiter erhöhen, sollten die kon-

kreten Ursachen gesucht werden (Fehlbedarf, mangelhafte Bausubstanz oder Ausstat-

tung, energetische Defizite, Mängel in der Wohnumfeldqualität, etc.) und es muss 

darüber gesprochen wer-den, inwieweit der Neubau von Wohnungen weiter vorange-

trieben werden muss und ob nicht sogar langfristig der gezielte punktuelle Rück-

bau von Wohnungen eine Option sein kann.“ Auch im nachfolgenden Kapitel 

wird auf die energetische Sanierung des Wohnungsbestandes und auf Pro-

gramme für die Entwicklung von Bestandsimmobilien hingewiesen. So 

prognostiziert die Analyse zwar einen Bedarf an kleineren Wohnungen 

und im sozialen Wohnungsbau und fordert, dass „zeitgemäße neue Woh-

nungen gebaut und der Wohnungsbestand im Hinblick auf Barrierefrei-

heit und den energetischen Anforderungen ertüchtigt werden“ muss.  

 

Eine gute Berichterstattung und Kommentierung hätte nach Auffassung 

des NABU auch auf die Zielkonflikte hinweisen sollen und dass die Studie 

unverändert wachsenden Lebensstil ausgeht und keine Empfehlungen 

macht, wie eine Lenkung zur Reduktion der Flächenneuausweisung, des 

Energieverbrauchs und des Klimaschutzes berücksichtigt werden könnte. 

Eine eigene Position im Kommentar ist absolut in Ordnung, doch gibt die 

Studie keinen Anlass die Ablehnung von Neubaugebieten am Stadtrand 

zu verurteilen. 

 

Jürgen Reincke, 28.08.2020 
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